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135. Verordnung : Feldkochunteroffiziersprüfung.

136. Verordnung: Zulassung einer Eintrittstelle für die Ein- und Durchfuhr von Nadelholz
mit Rinde.

1 3 7 . Kundmachung: Berichtigung von Druckfehlern im Bundesgesetzblatt.

138. Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen der Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz, womit die Geschäftsordnung für die Gerichte I. und II. Instanz
(Geo.) teilweise geändert und neu verlautbart wird, durch den Verfassungs-
gerichtshof.

1 3 5 . Verordnung des Bundesministeriums
für Landesverteidigung vom 2. Mai 1962

über die Feldkochunteroffiziersprüfung.

Auf Grund des § 6 Abs. 3 lit. a des Gehalts-
überleitungsgesetzes, BGBl. N r . 22/1947 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. N r . 93/1959,
wird im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler-
amt verordne t :

§ 1. (1) Die in der Heeres-Dienstzweigeverord-
nung, BGBl. N r . 234/1960, im R a h m e n des
Dienstzweiges „Wirtschaftsunteroffiziere" für
Feldkochunteroffiziere vorgeschriebene „Feld-
kochunteroffiziersprüfung" ist praktisch u n d
mündlich-theoretisch abzulegen.

(2) Die praktische Prüfung hat zu umfassen:
1. Kostzubereitung in ortsfesten Großküchen-

anlagen.
2. Kostzubereitung auf Feldkochgeräten im

Gelände.
3. Bedienung sämtlicher im Bundesheer ein-

geführter Verpflegsgeräte und Küchenge-
räte.

(3) Die mündlich-theoretische Prüfung hat fol-
gende Gegenstände zu umfassen:

1. Die wichtigsten Bestimmungen des öster-
reichischen Verfassungsrechtes sowie Aufbau
und Organisation der österreichischen Be-
hörden.

2. Die wichtigsten Bestimmungen über die
Rechte und Pflichten der Bundesbedienste-
ten, insbesondere der Heeresangehörigen.

3. Allgemeine Dienstvorschrift (ADV).

4. Grundzüge des Wehrgesetzes, BGBl.
N r . 181/1955,

der Organisat ion des Bundesheeres, ins-
besondere des Militärwirtschaftsdienstes,

der Gesamtorganisation der Heeresver-
sorgung,

der Lagerführung einschließlich Bestell-
wesen,

der Warenübernahme und Inventarisie-
rung.

5. Warenkunde und Ernährungslehre.

6. Fragen der Menschenbehandlung.

7. Waffen- und Schießlehre.

§ 2. Zu r Feldkochunteroffiziersprüfung sind
Bewerber zuzulassen, die mindestens eineinhalb
Jahre in einer Truppenküche als Koch verwendet
wurden, einen sechsmonatigen Feldkochunter-
offizierskurs mit zufriedenstellendem Erfolg ab-
solviert haben u n d einem der nachgenannten
Personenkreise angehören:

a) Zeitverpflichtete Soldaten,

b) Beamte der Verwendungsgruppen D und E,

c) Vertragsbedienstete der Heeresverwaltung
der Ent lohnungsgruppen d und e.

§ 3 . (1) Die Prüfungskommission für die Feld-
kochunteroffiziersprüfung ist beim Bundesmini-
sterium für Landesverteidigung zu errichten. Die
Prüfungen sind v o n Prüfungssenaten abzuhalten.

(2) Für die Sacherfordernisse der Feldkoch-
unteroffiziersprüfung und für die Besorgung der
Kanzleigeschäfte der Prüfungskommission hat
das Bundesministerium für Landesverteidigung
aufzukommen.

§ 4. (1) Die Mitglieder der Prüfungskommis-
sion müssen Berufsoffiziere oder Beamte der all-
gemeinen Verwaltung der Verwendungsgruppen
A bis D sein. Sie sind v o m Bundesminister für
Landesverteidigung für die Dauer von fünf
Kalenderjahren als Prüfungskommissäre für einen
oder mehrere der im § 1 Abs. 2 u n d 3 ange-
führten Gegenstände zu bestellen. Aus ihrer
Mitte hat der Bundesminister für Landesver-
teidigung für die gleiche Funktionsdauer den
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Vorsitzenden und dessen Stellvertreter zu be-
stellen. Diese müssen Offiziere des Intendanz-
dienstes, des Verwaltungsdienstes oder des Wirt-
schaftsdienstes sein. Im Falle des Ausscheidens von
Mitgliedern oder der Notwendigkeit einer Er-
gänzung der Prüfungskommission sind die neu zu
bestellenden Mitglieder für den Rest der Funk-
tionsdauer zu bestellen.

(2) Jeder Prüfungssenat hat aus dem Vorsitzen-
den der Prüfungskommission oder einem seiner
Stellvertreter und aus mindestens zwei, höchstens
aber vier Prüfungskommissären zu bestehen, die
vom Vorsitzenden (Stellvertreter) aus der Zahl
der Mitglieder der Prüfungskommission zu be-
stellen sind.

§ 5. (1) Die Zulassung zur Prüfung ist im
Dienstwege bei der Prüfungskommission schrift-
lich zu beantragen.

(2) Der Vorsitzende der Prüfungskommission
(des Prüfungssenates) hat über die Zulassung zur
Prüfung zu entscheiden und auch den Prüfungs-
tag festzusetzen.

(3) Gegen die Verweigerung der Zulassung zur
Prüfung kann binnen zwei Wochen Berufung an
das Bundesministerium für Landesverteidigung
erhoben werden. Die Berufung ist beim Vor-
sitzenden der Prüfungskommission (des Prü-
fungssenates) schriftlich einzubringen.

§ 6. (1) Bei der praktischen und bei der münd-
lich-theoretischen Prüfung sind die Prüfungs-
werber aus den einzelnen Gegenständen von den
vom Vorsitzenden des Prüfungssenates hiefür be-
stimmten Prüfungskommissären (§ 4 Abs. 2) zu
prüfen. Der Vorsitzende ist berechtigt, Fragen
aus allen Prüfungsgegenständen zu stellen.

(2) Ist ein Prüfungswerber durch Krankheit
oder sonstige berücksichtigungswürdige Um-
stände verhindert, die Prüfung oder einen Teil
derselben am angesetzten Prüfungstag abzulegen,
so hat der Vorsitzende des Prüfungssenates auf
Ansuchen des Prüfungswerbers die Ablegung der
Prüfung oder eines Teiles derselben am nächsten
Prüfungstage zu gestatten. Die Ablegung eines
Teiles der Prüfung ist jedoch nur dann zu ge-
statten, wenn der andere Teil der Prüfung be-
reits mit Erfolg abgelegt wurde.

§ 7. (1) Der Prüfungserfolg ist vom Prüfungs-
senate durch Abstimmung festzustellen. Bei
Stimmengleichheit hat die Stimme des Vorsitzen-
den zu entscheiden. Die Prüfung kann bestanden
werden:

mit ausgezeichnetem Erfolg,
mit sehr gutem Erfolg,
mit gutem Erfolg, ]
mit ausreichendem Erfolg.

(2) Über die bestandene Prüfung ist dem
Prüfungswerber ein Zeugnis auszufertigen, in
dem der Prüfungstag und der Prüfungserfolg zu
vermerken sind.

(3) Wird die Prüfung nicht bestanden, so hat
die Prüfungskommission (der Prüfungssenat)
unter Beachtung der während des Feldkochunter-
offizierskurses gezeigten Leistungen den Zeit-
punkt für die Wiederholungsprüfung zu be-
stimmen. Zwischen der nicht bestandenen Prü-
fung und der Wiederholungsprüfung muß ein
Zeitraum von mindestens sechs Monaten liegen.

(4) Wird die Prüfung auch bei Wiederholung
nicht mit Erfolg bestanden, so kann der Bun-
desminister für Landesverteidigung dem Prü-
fungswerber bei Vorliegen besonderer berück-
sichtigungswürdiger Umstände die Bewilligung
erteilen, die Prüfung neuerlich, jedoch nicht vor
Ablauf eines Jahres seit der letzten Prüfung,
abzulegen.

(5) Hat ein Prüfungswerber die Prüfung nicht
bestanden, so ist er von der Beschlußfassung der
Prüfungskommission (§ 7 Abs. 3) in Kenntnis zu
setzen.

§ 8. Bei jeder Prüfung ist ein Prüfungsproto-
koll zu führen, in dem die Namen der Prüfungs-
werber, die geprüften Gegenstände, die Ergeb-
nisse der praktischen und mündlich-theoretischen
Prüfungen sowie der Gesamterfolg, gegebenfalls
auch eine zugestandene Wiederholung der Prü-
fung einzutragen sind.

§ 9. Die Prüfung ist nicht öffentlich. Ange-
hörige des Bundesheeres und der Heeresverwal-
tung, die die Anstellungserfordernisse für den
Dienstzweig „Wirtschaftsunteroffiziere" (Feld-
kochunteroffiziere) nachweisen, können als Zu-
hörer zugelassen werden.

Schleinzer

1 3 6 . Verordnung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 9. Mai
1962 über die Zulassung einer Eintrittstelle
für die Ein- und Durchfuhr von Nadelholz

mit Rinde.

Auf Grund des § 5 Abs. 2 des Bundesgesetzes
vom 5. April 1962, BGBl. Nr. 115, über Maß-
nahmen zum Schutze des Waldes anläßlich der
Ein- und Durchfuhr von Holz wird im Einver-
nehmen mit den Bundesministerien für Verkehr
und Elektrizitätswirtschaft sowie für Handel und
Wiederaufbau verordnet:

Als weitere Eintrittstelle (Bahn) für die Ein-
und Durchfuhr von Nadelholz mit Rinde wird
Sopron, Raaber-Bahnhof, zugelassen.

Hartmann
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1 3 7 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 21. Mai 1962, betreffend die Be-
richtigung von Druckfehlern im Bundes-

gesetzblatt.

Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Bundesgesetzes
vom 7. Dezember 1920, BGBl. Nr. 33, über das
Bundesgesetzblatt wird kundgemacht:

1. Die Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 7. Juli 1961,
BGBl. Nr. 188, über die im eichdienstlichen Ver-
fahren einzuhebenden Gebühren (Eichgebühren-
ordnung 1961) ist wie folgt zu berichtigen:

Im Abs. 8 des Tarif C hat es zu lauten:

In der Z. 8. lit. c statt „Z. 3 lit. a" richtig
„Z. 4 lit. a", statt „Z. 3 lit. b" richtig „Z. 4
lit. b" sowie in der Z. 10 statt „Z. 3" richtig
„Z. 4" und in der Z. 11 statt „Z. 3" richtig
„Z. 4" sowie statt „Z. 3 lit. a" richtig „Z. 4
lit. a".

2. Die Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 8. November 1961,
BGBl. Nr. 276, mit der die Durchführungsver-
ordnung zum Bauarbeiter-Urlaubsgesetz neuer-
lich abgeändert wird (10. Durchführungsver-
ordnung zum Bauarbeiter-Urlaubsgesetz), ist wie
folgt zu berichtigen:

Im § 1 hat es im novellierten Wortlaut des
§ 1 Abs. 1 statt „§ 13 Abs. 7" richtig „§ 13
Abs. 9" zu lauten.

3. Das Bundesgesetz vom 14. Dezember 1961,
BGBl. Nr. 12/1962, über die Anmeldung von
Sachschäden, die durch Umsiedlung oder Ver-
treibung entstanden sind (Anmeldegesetz) ist wie
folgt zu berichtigen:

Im § 1 Abs. 2 hat es statt „der Republik
Deutschland" richtig „der Bundesrepublik
Deutschland" zu lauten.

4. Die Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 13. Dezember 1961, BGBl. Nr. 22/1962,
betreffend eine Änderung der Internationalen
Ordnung für die Beförderung von Privatwagen
(RIP) ist wie folgt zu berichtigen:

a) Im novellierten Wortlaut des Artikels 11
§ 6, französischer Text, hat es statt „l'expe-
diteur" richtig „l'expéditeur" zu lauten.

b) Im novellierten Wortlaut des Artikels 11
§ 7, französischer Text, hat es statt „l'exer-
cice dispositions" richtig „l'exercice des
dispositions" zu lauten.

5. In der Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 28. Feber 1962, BGBl. Nr. 80, be-
treffend Erklärung Nigers und der Elfenbein-
küste zum Internationalen Abkommen zur Un-
terdrückung des Handels mit volljährigen Frauen
vom 11. Oktober 1933 hat es statt „BGBl.
Nr. 317/1933" richtig „BGBl. Nr. 317/1936" zu
lauten.

6. Die Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 27. März
1962, BGBl. Nr. 109, mit der die Anlage 1 der
Handelskammer-Wahlordnung, BGBl. Nr. 11/
1950, neuerlich abgeändert wird (5. Handelskam-
mer-Wahlordnungs-Novelle), ist wie folgt zu
berichtigen:

a) Im zweiten Absatz hat es statt „BGBL
Nr. 32/1960" richtig „BGBl. Nr. 36/1960"
zu lauten.

b) In Z. 2 hat es statt „(6)" richtig „6" zu
lauten.

Gorbach

1 3 8 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Justiz vom 21. Mai 1962 über die Auf-
hebung der §§ 351 bis 358 der Verordnung
des Bundesministeriums für Justiz vom
9. Mai 1951, BGBl. Nr. 264, womit die Ge-
schäftsordnung für die Gerichte I. und II. In-
stanz (Geo.) teilweise geändert und neu
verlautbart wird, durch den Verfassungs-

gerichtshof.

Gemäß Art. 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und § 60
Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr . 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 29. März 1962, V 14/61, die §§ 351
bis 358 der Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz vom 9. Mai 1951, BGBl. Nr . 264, wo-
mit die Geschäftsordnung für die Gerichte I. und
II. Instanz (Geo.) teilweise geändert und neu
verlautbart wird, als gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung t r i t t am Tage der Kund-
machung in Kraft.

Broda



734


